
 
 

 

   

PRESSEMITTEILUNG 

Auswirkungen der Corona-Krise auf den Strukturwandel:  
weniger Insolvenzen, mehr Digitalisierung  

• In der Corona-Krise ist, anders als in vorherigen Rezessionen, die Anzahl der Unterneh-

mensschließungen zurückgegangen und es wurden weniger Arbeitsverhältnisse beendet. 

Dazu haben die umfangreichen staatlichen Maßnahmen beigetragen. Ein Nachholeffekt 

in größerem Umfang ist nicht zu erwarten. 

• Die Corona-Pandemie hat die Digitalisierung beschleunigt und die Nachfrage nach da-

tenbasierten Diensten drastisch erhöht. Um das Produktivitätswachstum zu steigern 

und die Potenziale der Datenökonomie zu heben, braucht es eine kohärente Digitalstra-

tegie auf Bundesebene, einen effektiven, fairen Wettbewerb auf digitalen Märkten und 

einen sicheren Zugang zu Daten und digitalen Technologien.  

Wiesbaden, 10.11.2021 – Im Unterschied zu vergangenen Rezessionen sind in der Corona-

Krise weniger Unternehmen geschlossen und weniger Arbeitsverhältnisse beendet worden.  

Damit hat die Reallokationsdynamik, anders als in anderen Rezessionen, abgenommen. „Die 

Unternehmenshilfen, das Aussetzen der Insolvenzantragspflicht und die Ausweitung der Kurz-

arbeiterregelung haben, wie von der Politik angestrebt, zu einer Stabilisierung der Unterneh-

men und der Arbeitsverhältnisse beigetragen. Mit Nachholeffekten in größerem Umfang ist 

nicht zu rechnen“, erläutert Monika Schnitzer, Mitglied des Sachverständigenrates. Der Sach-

verständigenrat erwartet, dass es auch nach dem Ende der Hilfsmaßnahmen nur zu einem be-

grenzten Anstieg der Unternehmensschließungen kommen wird und dass davon insbesondere 

kleine und Kleinstunternehmen betroffen sein werden. Der gesamtwirtschaftliche Effekt dürfte 

deshalb eher gering ausfallen.  

Gerade für kleine und Kleinstunternehmen ist der geltende Insolvenz- und Restrukturierungs-

rahmen unzureichend. Er sollte um einen vereinfachten Zugang zu Insolvenzverfahren erwei-

tert werden und eine für diese Unternehmen praxistaugliche Restrukturierungsoption enthal-

ten. Eine Reform der Restschuldbefreiung, die aktuell erst nach drei, im Wiederholungsfall so-

gar erst nach elf Jahren möglich ist, könnte unternehmerisches Potenzial besser schützen. 

Durch eine Umwandlung von Steuerforderungen in Nachrangdarlehen könnte die Liquidität 

verschuldeter, aber grundsätzlich tragfähiger Klein- und Kleinstunternehmen gesteigert und so 

eine Rückkehr zur wirtschaftlichen Normalität erleichtert werden. 

Um das Produktivitätswachstum zu stärken, sollte die Gründung innovativer und zukunftsfähi-

ger Unternehmen beispielsweise durch eine bessere Verfügbarkeit von Wagniskapital unter-

stützt werden. Ein gut funktionierendes Weiterbildungssystem würde die Reallokation von Ar-

beitskräften zwischen Unternehmen und zwischen Wirtschaftsbereichen fördern und soziale 

Härten des Strukturwandels abfedern. Eine stärkere Homeoffice-Nutzung und ein größeres 

Wohnraumangebot in Metropolregionen könnten die Mobilität von Arbeitskräften zwischen 

den Regionen steigern. 



Die Corona-Pandemie hat die Digitalisierung beschleunigt und die Nachfrage nach datenbasier-

ten Diensten drastisch erhöht. Der Anteil deutscher Unternehmen, die digitale Plattformen ge-

werblich nutzen, ist insbesondere bei kleinen und mittleren Unternehmen aber noch gering. 

Auch die Nutzung von Cloud-Computing-Diensten ist in Deutschland im europäischen Ver-

gleich nach wie vor niedrig.  

Wie stark der pandemiebedingte Digitalisierungsschub zum Produktivitätswachstum beitragen 

wird, hängt maßgeblich von den wirtschaftspolititischen Rahmenbedingungen ab. Um den Da-

tenverkehr und die Entwicklung datenbasierter Geschäftsmodelle zu fördern und die technolo-

gische Souveränität zu stärken, sollte der digitale Binnenmarkt in der EU vertieft und ein fairer 

und effektiver Wettbewerb auf digitalen Märkten sichergestellt werden, wie vom Digital Mar-

kets Act angestrebt. Die Möglichkeiten zum Teilen und Nutzen von Daten als Produktionsfaktor 

sollten verbessert werden. Außerdem sollte die EU-weite Vereinheitlichung eines Zertifizie-

rungssystems für Cybersicherheit vorangetrieben werden. Für informierte und rationale Konsu-

mentenentscheidungen auf Online-Märkten bedarf es verbesserter Verbraucherschutzstan-

dards.  

„In der Digitalpolitik insgesamt ist eine koheränte und übergreifende Digitalstrategie erforder-

lich. Eine solche Strategie sollte die verschiedenen Maßnahmen auf Bundesebene stärker ver-

zahnen, priorisieren und Meilensteine definieren“, erklärt Monika Schnitzer. 

 

Die oben genannten Aussagen und Inhalte sind Teil des vierten Kapitels mit dem Titel ‚Produk-

tivität: Corona-Krise und Strukturwandel‘ aus dem Jahresgutachten 2021/22, das zugleich den 

Nationalen Produktivitätsbericht darstellt. Mit diesem Bericht kommt der Sachverständigenrat 

seinem gesetzlichen Auftrag als nationaler Ausschuss für Produktivität nach. 

1 – Zu den Einzelheiten siehe Abbildung 101.  2 – Zu den Einzelheiten siehe Abbildung 111.

Quellen: BA, IAB, eigene Berechnungen
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Die Corona-Pandemie hat die Digitalisierung beschleunigt, die Arbeitsmarktreallokation ist anders 

als in früheren Rezessionen zurückgegangen.
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Anteil der Unternehmen mit IKT-Investitionen 
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Der Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung unterstützt 

die Politik und die Öffentlichkeit in wirtschaftspolitischen Fragen und Themen. Als unabhängiges 

Gremium wurde er im Jahr 1963 gegründet und besteht aktuell aus den vier Mitgliedern Prof. Dr. 

Veronika Grimm, Prof. Dr. Monika Schnitzer, Prof. Dr. Achim Truger und Prof. Volker Wieland, 

Ph.D. Mit seinen regelmäßig veröffentlichten Gutachten soll der Sachverständigenrat dazu bei-

tragen, dass sich die Öffentlichkeit sowie die Entscheidungsträgerinnen und -träger in Politik, 

Wirtschaft und Gesellschaft ein fundiertes Urteil über die wirtschaftspolitische Entwicklung in 

Deutschland bilden können. 

 

Weitere Informationen über den Sachverständigenrat und seine Publikationen finden Sie unter 
www.sachverstaendigenrat-wirtschaft.de oder folgen Sie uns auf Twitter @SVR_Wirtschaft. 
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